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6. Die schlanken Füße des Staates - Zur ökonomischen Rationalisierung der
Kommunalverwaltungen
Han Georg Tegethoff
Verknappung der Ressourcen und sich verschärfende Legitimationsprobleme durch anhal¬
tende Bürokratiekritik und Politikverdrossenheit einerseits, Aufgabenzuwächse durch stei¬
gende Erwartungshaltung an staatliche Steuerungs- und Hilfeleistungen andererseits haben
zu einem Handlungs- und Erwartungsdrack geführt, der mit früheren Modernisierangssi-
tuationen kaum zu vergleichen ist. Die anderenorts (USA, England) favorisierte Moderni¬
sierung nach dem Konzept der Public-Choice-Theorie hat eine Dynamik in Gang gebracht,
die auch die übrigen westlichen Industrieländer erfaßt hat. Im Mittelpunkt des Interesses
stehen in Deutschland Experimente vieler Kommunen mit neuen Steuerungsmodellen,
während die Landes- und Bundesverwaltungen sich nur sehr zögerlich dieser Herausforde¬
rung stellen.
1. Das Neue Steuerungsmodell der Kommunalstellefür Verwaltungsvereinfachung (KGSt)
Die KGSt (1993) empfiehlt, die Stadtverwaltungen zu Dienstleistungskonzernen umzubau¬
en, deren Konkurrenzfähigkeit, Marktgängigkeit Effektivität und Effizienz durch ein out-
put-orientiertes Controlling erreicht werden soll, das eine konsequente Bewertung und Op¬
timierung der Dienstleistungsproduktion ermöglicht (vgl. Schaubild).
Rat der Stadt/des
Kreises mit Fach¬
ausschüssen
Verantwortungsabgrenzung zwischen Politik
und Verwaltung durch Kontraktmanagement
Verwaltungsspitze mit
zentralem Steuerungs¬
und Controllingbereich
Dezentrale, segmentäre Führungs- und Organisationsstruktur, Output-Steuerung
Betrieb oder Fachbereich I
Betriebsleiter mit Fach- und
Ressourcenverantwortung
Betrieb oder Fachbereich II
Betriebsleiter mit Fach- und
Ressourcen-verantwortung
Betrieb oder Fachbereich III
Betriebsleiter mit Fach- und
Ressourcen-verantwortung
Kunden- und/oder produktorientierte Organisations- bzw. Arbeitseinheiten, Produktorien¬
tierte bzw. aufgabenbezogene Kostenrechnung, (Quasi-) Wettbewerb durch Produktivitäts¬
vergleiche mit privaten oder anderen kommunalen Anbietern, Leistungsorientierte Bezah¬
lung und nicht-monetäre Anreizsysteme, Qualitätsmanagement und Personalentwicklung
An diesem Konzept fallen zunächst folgende Merkmale ins Auge:
Ersten soll die stärkere Verantwortungsabgrenzung zwischen gewählter Vertretung und
Verwaltung die Differenz zwischen politischer Richtlinienkompetenz und Fachkompetenz
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des Verwaltangshandelns auch institutionell verankern. Dieses Konzept wird zu einer wei¬
teren Stärkung der Verwaltungsseite führen.
Zweiten wird die Konstruktion eines zentralen Steuerungs- und Controllingbereichs mit
der Gefahr eines basisfemen und aufgeblähten Führungszentrums erkauft, das sich aus¬
schließlich ökonomischen Effizienzkriterien verpflichtet fühlt.
Dritten wird mit einer Gliederung in Kostenstellen zwar eine höhere Transparenz von
Verantwortlichkeit und Mittelverwendung, aber auch eine konkurrierende Bewertung öf¬
fentlicher Aufgaben unter Kostengesichtspunkten erreicht. Diese könnte insbesondere dann
qualitätsmindemde Folgen zeitigen, wenn sich im politischen Geschäft die Vertretung von
Partikularinteressen weiter durchsetzt.
Vierten muß man feststellen, daß das Neue Steuerungsmodell bestimmte Aspekte des
Lean-Management-Konzepts ausblendet. So wird der ständigen Verbesserung durch Qua¬
litätszirkel, Team-Konzepten oder anderen partizipativen Modellen, sowie einer komforta¬
blen interaktiven Kommunikationsstruktur ebensowenig Aufmerksamkeit geschenkt wie
einem monetären oder nicht monetären Artreizsystem.
Fünften muß man zum rechten Verständnis der ökonomischen Diktion des neuen Steue-
rungsmodells auf die Budgetierung hinweisen. Die Präferierung einer Strategie der Kosten¬
senkung hat zwar die Akzeptanz des Konzeptes gesteigert, vielleicht sogar erst ermöglicht,
begründet aber die gegenwärtigen Schwierigkeiten, die Notwendigkeit gleichzeitiger Inve¬
stition in die Personalentwicklung und das Qualitätsmanagement im Bewußtsein der Mo¬
dernisierer zu verankern.
2.Der Stand der Modernisierung in Deutschland
Im internationalen Vergleich erweist sich der Stand des Modernisierungsprozesses in
Deutschland als vergleichsweise rückständig. Mit einiger Skepsis bemerkt Naschold, daß
sich in Deutschland die Debatte auf die Rezeption des niederländischen Steuerungsmodells
sowie eine skeptische Aufnahme angelsächsischer Privatisierungskonzepte bescliränkt und
konstatiert einen weitverbreiteten Willen, das regelgesteuerte, bürokratische System weiter
zu optimieren und Einsparungen durch Aufgabenkritik und Outsourcing zu erreichen
(Naschold 1995:191f).
Der Prozeß der Neuorganisation hat sich bislang auf die Schaffung marktaaher Fachbe¬
reiche konzentriert, der Abbau der zentralen Dienststellen sowie der Aufbau eines produk¬
torientierten Controlling und Berichtswesens, die Institutionalisierang von Kontraktmana¬
gement und Elementen des Wettbewerbs sowie die Personalentwicklung blieben auf der
Strecke. Gleichzeitig wurde und wird versucht, durch Aufgabenübertragung an Zuwen¬
dungsempfänger politischem Druck auszuweichen und die Verteilungskämpfe um die
knapper werdenden Resssourcen »nach unten« weiterzugeben. Deregulierung dient hier als
Strategie der Abgabe von politischer Verantwortung und hat mit Demokratisierung und
Qualitätssicherung kommunalpolitischer Leistungserbringung wenig zu tun (Wohlfahrt
1995). Der Gedanke, Legitimationsgewinne für die öffentliche Verwaltung durch Bürger¬
beteiligung an der Formulierung von Zielen und Leistungsaufträgen zu erzielen wurde erst
Arbeits- und Wirtschaftssysteme 687
nach dem Blick über den nationalen Tellerand aufgenommen (vgl. Banner 1995: 287).
Auch hier mußte die deutsche Diskussion vom Ausland lernen
Der Grand für dieses bürgerferne Verfahren dürfte u.a. in dem insgesamt sehr schillern¬
den Verständnis von Kundenorientierung liegen. Erst wenn der Bürger nicht nur als Lei¬
stungsempfänger, sondern auch in seiner Funktion als politisch vertretener Auftrag- und
Geldgeber wahrgenommen wird, kommt die doppelte Kundenorientierung öffentlicher
Dientleistungsproduktion zum Tragen (TegethofC Wilkesmann 1995).
Ein weiteres Defizit der gegenwärtigen Modernisierung entsteht durch ein offensichtli¬
ches Top-Down-Verständnis von Organisationentwicklung. Das Konzept der Outputsteue¬
rung zeigt zudem Merkmale einer technisch und ökonomisch verkürzten Anpassungsmo¬
dernisierung. Modernisierung von Organisationen bedeutet dagegen immer auch eine Ra¬
tionalisierung der Kommunikationswege, der Mitsprache und Beteiligungsformen. Eine
lernende Organisation schafft arbeitsorganisatorische Rahmenbedingungen, die es den Mit¬
gliedern wie der gesamten Organisation ermöglichen, vergangene, anpassungsorientierte,
d.h. reaktive Lernprozesse zu reflektieren. Die regelmäßige Auswertung von Lernprozessen
schafft vorausschauende Problemlösungskompetenz, die zur Zukunftsgestaltang befähigt
(Wilkesmann 1996).
3. Modernisierungsprobleme am Beispiel des Sozial- und Bildungswesen
Im Sozialwesen hat sich die Kritik am Neuen Steuerungsmodell vor allem an der Markt-
und Kundenorientierung entzündet aber auch an der Vorrangigkeit der als Budgetierang
deklarierten Einsparungen sowie vagen Bekenntnissen zur Qualitätssicherung, die bereits
erreichte Standards der Professionalisierung wieder in Frage stellen.
Man hinterfragt die sog. Steuerungsmechanismen des Marktes, denen nicht nur die Lö¬
sung des Problems der öffentlichen Ressourcenknappheit zugetraut wird, sondern die zu¬
gleich Bürokratie, Schwerfälligkeit, Ineffizienz und Bevormundung abbauen und die Ak¬
zeptanz beim Bürger erhöhen sollen. (z.B. Schaarschuch 1996: 13f).
Im Sozialwesen muß gerade die Rede von der Kundenorientierung auf Unverständnis
stoßen, da man gerade hier über der Tatsache, daß die Adressaten und Klienten im Dient-
leistungsprozeß immer auch Ko-Produzenten sind (Olk 1994), nicht vergessen hat, daß die¬
se in vielen Fällen zur Zusammenarbeit erst gewonnen werden müssen. In kaum einem Ar¬
beitsgebiet des Sozialwesens- vielleicht mit Ausnahme der Jugendkultur- und Jugendfrei-
zeitarbeit kann man von einem Kundenverständnis im konsumeristischen Sinne sprechen.
Angesichts des erreichten Abbaus von Sozialleistungen sieht man eine weitere Gefahr im
Zielkonflikt zwischen ökonomischer Rationalisierung und Qualitätssicherung. Insbesondere
in therapeutischen, beratenden und pädagogischen Arbeitsfeldern erzwingt die Quantifizie¬
rung und Standardisierung von oft unsteten und sitaationsoffenen Klientenkontakten eine
Qualitäts- und Zieldiskussion anhand von Meßgrößen wie Öffnungszeiten, Teilnehmer-
und Besucherzahlen je Stunde, Betreuerschlüssel etc. (Tegethoff 1995). Die detaillierte Do¬
kumentation von Kostenstellen kann eben auch zu neo-tayloristischen Eingriffen der Zen¬
trale genutzt werden und damit die propagierte Ergebnissteuerang unterlaufen.
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Ein besonderes Problem ist die Frage, wie öffentliche Gewährleistungspflicht und koopera¬
tive Leistungserbringung nach dem Subsidiaritätsprinzip mit einer wettbewerbsorientierten
Auftragsvergabe in Einklang gebracht werden können.
Im Bereich des Bildungswesen werden derzeit (noch?) die Arbeitsbedingungen in den
Einzelschulen über Eckdaten (Schüler-Lehrer-Relation, [Mindest-jKlassen- und Kursstär¬
ken, Stunden- und Fächerverteilung, Anzahl von Leistungskontrollen usw.) gesteuert
(zentralisierte Regelsteuerung). Die auch hier in Gang gekommene Diskussion über Dere¬
gulierung und Kontextsteuerang hat die alte bildungspolitische Forderung nach mehr
(Gestaltungs-)Autonomie für die Einzelschule wiederbelebt (Daschner/Rolff/Stryck 1995).
Auch hier gibt es die berechtigte Befürchtung, daß ohne den Erwerb oder die Verlage¬
rung von ökonomischer und administrativer Kompetenz aus den zentralen Diensten in die
Schulen lediglich die Mangelverwaltung dezentralisiert wird.
Die Landesregierungen haben teilweise (so in Hessen, Hamburg und Bremen) die Opti¬
onsspielräume per Gesetz geöffnet, um eine institutionelle Schulentwicklung zu ermögli¬
chen. Im Rahmen einer Global- oder Kontextsteuerung wollen sie (für Bremen vgl. Marit-
zen 1995) flächendeckend strukturelle Leistungs- und Qualitätsstandards gewährleisten, die
Entwicklung von Schulprogrammen sowie eine regionalspezifische oder lokale Differen¬
zierung von Bildungsgängen, Rahmencurricula und Stundenverteilung könnte dann den
Einzelschulen übertragen werden. Zur Absicherung der Autonomie der Einzelschule müßte
die Schulaufsicht zu einem Unterstützungssystem umgebaut werden, das insbesondere auch
die Weiterbildung in Fragen des Schulmanagements sicherstellt.
Deutlicher als im Modernisierungsprozeß der Kommunalverwaltungen ist zumindest in
dem in Bremen und Nordrhein-Westfalen propagierten Konzept der institutionellen Schu¬
lentwicklung ein mitarbeiterorientiertes Konzept von Organisationsentwicklung verankert
(Tegethoff 1996). Es fehlt jedoch die strukturelle Verankerung undfinanzielle Absicherung
von Anreizsystemen, die eine kontinuierliche Schulreform vor Ort erst wahrscheinlich ma¬
chen. Dies setzt zudem eine Leitvorstellungfür die lntitution, wie sie etwa das »Haus des
Lernens« sein möchte (vgl. Bildungskommission NRW 1995), ebenso voraus wie ein Ma¬
nagement- und Steuerangskonzept für das ganze System.
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